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B. SCHRIFILICHE FESISEIZUNGEN

1. Planungsrcchtliche Festsetzungen (S 9 Abs.l BSauG unl
BauNVOl

1.1 Bauliche Nutzung

1.1.1 Art der baulichen Nutzung (5 9 Abs.l Ziff.l BBa.uG)

Reines Wohng@biet WR (§ 3 BauNVO)
Ausnahmen nach S 3 Abs.3 BauNVO sind gemäß § 1
Abs.6 BautNO nteilt Bestandteil des Bebauungsplanes
und somit nicht zulässig.

Allgemeines Wohngebiet WA (s 4 BauNVO)
Ausnahmen nach S 4 Abs.3 ziff. 1-4 BauNVO sind gemäß
S I Abs.6 BauNVO im Baugebiet allgemein zulässig,
sofern eHe allgemeine Zweckbestimmung des Baugebiete:
gewahrt bleibt.

Mischgebiet MI es 6 BauNVO)
In den Mischgebieten sind sonstige Gewerbebetriebe
gemäß S 6 A~s.2 Ziff. 4 BauNVO nur zulässig, wenn si
das wohnen nicht stören.

1.1. 2

, ,

..

1.3

. ,,,,

Maß der baulichen Nutzung (S 9 Abs.l ziff.l BBauG uno
S 16 Ef. BauNVOj
al Zahl der Vollgeschosse es 18 BauNVO)

entsprechend den Planeinschrieben

bj Grundflächenzahl und zulässige Grundfläche (S 19
i.V. mit S 16 Abs.2 BauNVO)
entsprech~nd den Planeinschrieben.

cl Geschoßflächenzahl und GeschoßEläche
es 20 i.V. mit S 16 Abs.2 BauNVOj
entsprechend den Planeinschrlehen.

j·.lc,",ctse .' 9 1\:'5.1 Zi.ft.: ßßauG ..IOd S 22 aaui4'/O}
_ Ofiene 3duw~lse mit seltliche~ Grenzabstan~

_ Eesonderc (abweichende) Bauweise: Bebauung ohne
Linhaltuna eines Grenzabstandes nuf einer oder
rr.ehr€!ren Grundstucksgrenze:'l -inncrhalb dcr im
~lan festqese~zten Flächen - zulassig.

Uberbaubare GrundstUcksfläche e§ 9 Aha. 1 Ziff. 2
EBauG und § 23 BauNVOJ
In der besonderen Bauweise und in der offenen Bau­
weise mit. Doppelhaus und Hausgrupoen bzw. nur lIaus­
gruppen zulässig is~ gemäß § 23 ~bb. 3 i.V.~. § 23
Abs. 2 BauNVO als Ausnah~e ein Ubcrschreiten der rück­
wärtigen Baugrenze ~it Ubercacht~m Freisitz,abge­
schleppten Dach und ähnlichen untergeorcneten Bautei­
!en bis z~ ~~~!~! ! ~ ~Yl~§§~~: g!~~c b~ulichen hnlä­
gen sind jedoch mit dem Gebäude b~ulich zu verbinden.

-- - ~""":'"

<
... l)~n,)nlaq"n im Sinne des 5 14/1 ß.Ilu""VO sind nur inner­
~, 1b der ;" .•,-,rbaubaren Grund"tück rtächen zuUissig IS
9 ", 1 "',' 2 un" 4 ß·.···r: "nd ~) A~~.5 I.V. mit S,,~. ~. .... ·,'"v_ ~

"Cl;}·:'l/)

"9

1.S Stellung der baulichen Anlagen
IS 9 Abs.l Ziff.2 BBauG)
Die in den zeichnerischen f'estset""llgen vorgesehenen
Firstrichtungen sind einzuhalten.

1.6 Stellplätze und Garagen (5 9 Abs.l Ziff.4 BBauG und
S 12 BauNVO)
Ga[age~ sind nur inn~[halb der Ubcrbaubaren Grund­
stücksfläche und auf den im Plan gekennzeichneten
Flächen zulässig. Stellplätze sind auch auf der nich
überbaubaren Grundstücksfläche ZUlässig.

1.• 7 Von der ~ebauung freizuhaltende Flächen
(S <) Aba.l ZifL 10 ßBauG)
Die im Plan gekennzeichneten freizuhaltenden Flächen
(SIchtflächen) Sind von jeglicher 8ebuaung freizuhal
ten. Eine Bepflanzung dieser Flächen darf 0,8 m Höhe
- bezogen auf die angrenz.~nde Verkehrsfläche - nicht
überschreiten.

l.~ Ve~kehrsf1ächen besonder~r Zweckbesti~~ung

{s 9 ~bs.l ziff. 11 BBauG}
Die ?lanstraßen BI, und E sind alz verkehrs-
beruhIgte Wohnstraßen herzustellen (gemäß
S 42 Abs.4a StVO)

Bepflanzung (s 9 Abs.l ziff.25 BBauG)

1. 9_1 Anpl1anzen von Bäumen und Sträuchern
(S 9 ~bs.l ziff.25a BBauGJ
Auf den im Bebauungsplan gekennzeichneten Flächen zup
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind jegliche
bauliche Anlagen nicht ~ulässig. Die Befestigung von
Gartenwegen mit Platten, durchgehenden wasserundurch­
lässigen Oberflächen, z.B. Beton o.ä. ist nicht zu­
lässig. Auf diesen Fläc~en sind pro Grundstück unter
Berücksichtigung des Nachbarrechtes mindestens 1 mit­
tel- bzw. großkroniger Baum zu pflanzen und zu unter·
halten. Hierbei sollen hei~lsche Gehölze verwendet
werden, wie z.B. Linde, Ahorn, Walnuß, zierapfel und
-kirsche u.ä. Auf die im Plan gekennzeichneten Flä­
chen zur Anpflanzung von Einzelbäumen gelten diese
Vorschriften entsprechend •

. 10

. 9.2 Erhaltung von Bäumen und Sträuchern
(S 9 Abs.l ziff.25 b BBauGJ
Die im Plan gekennzdichneten Bäume und Sträucher sint
zu erhalten und vom jeweiligen Grundstückseigvntümer
zu pflegen •

Höhenlage der Gebäude es 9 Abs.2 BBauG)
Die Erdgeschoßfußbodenhöhe eSockelhöhe) darf ma~.

0,6 m über dem Fahrbahnrand - gemessen in der Mitte
des Baugrundstücks - liegen, sofern der Plan keine
andere ErdgeschoßfuBbodenhöhe festsetzt. Diese Erdge­
schoßfußbodenhöhen gelten als HÖchstgrenze und könner.
grundsätzlich auch unterschritten werden. Als Ausnah­
me ist eine Überschreitung um 0,4 m zulässig, wenn
dies zur Entwässerung des Gebäudes oder aus topogra­
fischen Gründen\erforderlicn wird.

~---

, .11 Leitungsrecht (§ 9 Abs. 1 Ziff. 21 BBauG)
Auf den im Bebauungsplan mit LR gekennzeichneten
Flächen sind zuq'"'lstcn der Versorgungstr.ll.ger
Le.ltungsrechte c~..zutragen. Diese Flachen Sind
von jeglicher Bebauung freizuhalten.

Bauordnung srechtl i che· P'est!let Z1lngen
15 9 Abs.4 BBauG und S 111 LBO)

.. 1 Gebäudehöhen .
bezogen auf die Erdgeschoßfußbodenhöhe
Wandhöhe (bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der
Unter kante des D~ches):

bei eingeschossiger Ba~weise max. 3,4 m
bei zweigeschossiger Bauweise max. ~,B 1,1
Firsthöhe:
Bei eingeschossiger Bauwei~~ max. 7,4 m
bei zweigeschossiger Bauwe~ d max. 10,2 m

.2 Dächer
Als Dachform ist das Satteldach festgesetzt. In o~r

offenen Bauweise ist als Ausnahme auch das Walmdach
und das Pultdach zul~ssig.

Die Dachneiqung ist entsprechend den zeichnerischen
Festsetzungen einzuhalten. Grenzgaragen sind in der
offenen Bau~eise entweder mit Flachdach oder bei bau­
licher Verbindung mit dem Hauptgebäude mit der selben
Dachform bzw. Dachneigung wie das Hauptgebäude auszu­
führen.
Die Dachdeckung ist in dunklem oder ziegelrotem
Farbton auszuführen .

•3 Außenantennen
Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist
pro Gebäude nur eine Antenne zulässig. Bei Hausgrup­
pen sollte möglichst nur eine Antenne pro Hausgruppe
installiert werden •
.

4 Außenanlagen
Oie nicht überbauten Grundstücksflächen sind als
Grün- oder Gartenflächen, die Vorgärten gärtnerisch
anzulegen und dauernd zu unterhalten.

Einfriedigungen
Einfriedigungen entlang der Verkehrsflächen an der
Eingangsseite der Gebäude sind in Form von Mauern
max. 0,3 m, in FOlm von Hecken max. 0,8 m hoch zuläs­
sig. An den übrigen Grundstücksseiten sind Einfriedi­
gungen in Form von Mauern max. 0,3 m ,in Form von
Hecken, Draht zäunen mit Heckenhinterpflanzung oder
Holzzäunen mit Heckenhinterpflanzung max. 1,B m über
der angrenzenden Verkehrsfläche bzw. über dem natür­
lichen Gelände zulässt
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1. llgemeines

1.1 er Bebauungsplan "Hasenäcker" wurde durch Bekanntmachung der Geneh­
igung vom 18.09.1984. Erlaß Nr. 13-24/0225/33, am 27. September 1984
echtskräftig .

1.2 ie 8aulandumlegung ist abgeschlossen. Aufgrund der Eigentumsverhält­
isse sowie der inzwischen doch recht beachtlichen Grundstückspreise
urden auch in der offenen Bauweise zum Teil relativ schmale Grund­
tücke gebildet. Erste Baugerlehmigurlgen wurden erteilt, mit der Be­
auung wurde zum Teil bereits begonnerl.

2.

2. J

2.1.1

2.1. 2

I
I

~nderUngen

Jnlaß für die Änderung
I

i
~n der offenen Bauweise wurde im rechtskräftigen Bebauungsplan eine
qachneigung von 18 bis 35 Grad festgesetzt. Bei einer Bebauung der
drundstucke, insbesondere mit eingeschossigen Gebäuden, wird ver­
~tärkt der Wunsch der Bauherren vorgetragen. da~ die Dachgeschosse
qusgebaut werden können. Bedingt durch die schmalen Grundstücke wird
~adurch jedoch der effektiv nutzbare Dachraum entsprechend klein.
I

Auch die Hersteller von eingeschossigen Fertighäusern bieten - be­
dingt durch die schmäler werdenden Hausgrundrisse - vermehrt Gebäude
mit Dachneigungen von 38 Grad an. Diese Dachneigung stellt sowohl von
der Nutzung als auch gestalterisch derzeit anscheinend das Optimum
auch bezüglich der Kosten dar.

2.1.3 In besonders gelagerten Einzelfällen wurde unter der Voraussetzung,
daß die Bedingungen des § 31 Abs. 2 BauGB erfüllt waren. bereits eine
Befreiung von der maximalen Dachneigung vom Baurechtsamt erteilt.

2.3 Änderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan

Um den Wünschen und Forderungen der Bauherren nachkommen zu können,
wurde für die Dachneigung eine Ausnahme. in den schriftlichen Festset-
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zungen zugelassen, Diese Ausnahme sollte insbesondere bei den Grund­
stücken Anwendung finden, die im Rahmen der Baulandumlegung relativ
schmal gebildet wurden.

Oie Änderung erhält folgenden Wortlaut:

"In der offenen Bauweise kann als Ausnahme bei eingeschossiger E1n­
zelhausbebauung die Dachneigung bis auf 40 Grad erhöht werden. Dabei
darf die Firsthöhe jedoch maximal 8,5 m betragen."

3. Verfahren

3.1 Bei der Änderung werden die Grundzüge der Planung nicht berührt. es
wird ein sogenanntes "vereinfachtes Änderungsverfahren" gemä~ § 13

BauGB durchgeführt.

3.2 Gegen die vorgesehene Änderung wurden von zwei Grundstückseigentümern
Widersprüche vorgebracht. Der Gemeinderat hat diese in seiner Sitzung
vom 12.04.1989 im Rahmen der Abwägung als Bedenken und Anregungen
behandelt und festgestellt, daß diesen nicht abgeholfen werden kann.

Wiesloch, 12. April 1989

IfA
Ketterer
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In dl!r

..
ANDERUNG

Hinweise :

Parkpl~tze, Stellplätze u.ä. sollten mit einer wasserdurthlässigen

Oberfläche I I.B. Ruengittersteine I hergestellt werden.

Sofern durch B~ulII~ßnahmen Bäume, Hecken, Gebusth u.i. beseitigt

Einll!lhausbebluung die Dachneigung bis auf 40 Grad erhöht werden.

Dabei darf die Firsthiihe jedoch maximal 8,5 m betragen.

( BESCHLUSSE U. GENEHMIGUNGEN

Der Gemeinderat du Stadt Wiesloch hat am 12. April 1989 dil! Anderung

des BebauungsplanIS im vereinfachten Verfahren nach § 13 i V. mit

§ 10 BauGB als Satzung und die Begründung hierzu beschlossen.

Oie Stellungnahmen des dir Anderung Widersprechenden wurden als

Anregungen und Bl!denken behandelt.

Wiesloch, den 13.4.1989

Durchführung des Anleigeverfahrens gemäp § 11 BauGB

am 16.6.1989

Bebauungspla~ ausgefertigt
(

Wiesloch, den 13.6.1959

Durch Bekanntmachung der Ourchführung des Anzeigeverfahrl!ns

gemäß f 12 6auGB am 29.6.1989 u. 3.7.1989

ist der Bebauungslan rechtsverbindlich geworden.

Wiesloch, den 4.7.1989



A. RECHTLICHE

SATZUNG

GRUNDLAGE

AUIgrund de~ §§ 1, 2 und 8-10 des Bundeshaugesetzes,

der Vero~dnung über die bauliche Nutzung de~ Grundstücke

(Baunutzungsverordnung) , § 111 der Landcsbauordnur.g

für Baden-Württemberg ~n Verbindung mit § 4 der Gemeinde­

ordnung für Badcn-wUrttcmberg in der je~ei15 gültigen

Fassung hat der Gemeinderat den Bebauungsplan .

als Satzung beschlossen.

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich:

Der räumliche Geltungsberelch ergibt sier aus der

FeRtsetzung im Plan (§ 2 Ziff. 1)

§ 2 Bestandteile des Behauungsplanes:

1. Zeichnerische Festsetzungen

2. Schriftliche Festsetzungen

Als Anlage ist eine Begründung beigefügt.

§] Inkrafttreten:

Diese Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung

in Kraft.


